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// Im Blickpunkth

Nach dem FlexiG II kommen nun neue Spielregeln f�r Zeitwertkonten zum Tragen. Zudem liegt nunmehr das Schreiben

des Bundesministeriums f�r Finanzen zur lohn- bzw. einkommensteuerrechtlichen Behandlung und den Voraussetzungen

der steuerlichen Anerkennung von Zeitwertkontenmodellen vor. Ankn�pfend an den ersten Teil (BB 2009, 1358) befasst

sich der Beitrag von Ars/Bl�mke/Scheithauer mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen. Auch werden die neuen Anfor-

derungen an die Ausgestaltung der Insolvenzversicherung sowie die neu geschaffene Portabilit�t beleuchtet.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonDr. Markus Sprenger,

RA, DFS Deutsche Flugsiche-

rung GmbH, Langen (Hessen)

EuGH pr�ft K�ndigungsfristen

Das „Mangold“-Urteil des EuGH hat 2005

gleichsam �ber Nacht die Altersbefristung

ab 52 gekippt. Nun stehen die gesetzlichen

K�ndigungsfristen auf dem Pr�fstand (Rs. C-

555/07). Anlass ist die Klage von Frau K�c�k-

deveci, die vor dem LAG D�sseldorf mit ih-

rem Ex-Arbeitgeber noch um die richtige

Fristberechnung streitet. Dass § 622 Abs. 2

S. 2 BGB die relevante Betriebszugeh�rigkeit

auf Zeiten ab dem vollendeten 25. Lebens-

jahr begrenzt, ließe sie immerhin 3 Monate

fr�her ausscheiden.

Die Feststellung des Generalanwalts Bot in

den Schlussantr�gen vom 7.7.2009, § 622

Abs. 2 S. 2 BGB sei EG-rechtswidrig, kommt

kaum �berraschend. In der juristischen Litera-

tur hat sich diese Auffassung schon l�ngst

durchgesetzt. Der Generalanwalt weist seiner-

seits darauf hin, dass die Berechnungsweise

der Fristen nicht nur in jungen Jahren als Maß-

nahme gegen Jugendarbeitslosigkeit zweifel-

haft sei, sondern auch lange zu Lasten des al-

ternden Besch�ftigten nachwirke. Grunds�tz-

licherer Natur ist aber das Pl�doyer des Gene-

ralanwalts, wie im „Mangold“-Urteil anstelle

des staatlichen Gesetzgebers den verklagten

privaten Arbeitgeber f�r die Folgen aus dem

EG-Rechtsverstoß aufkommen zu lassen. Das

Vertrauen des Arbeitgebers auf staatliches

Recht bewertet er geringer als einen „wirksa-

men Rechtsbehelf“ des Arbeitnehmers.

Es besteht aber noch ein Qu�ntchen Hoff-

nung: Dass private Arbeitgeber f�r die Rich-

tigkeit staatlicher Gesetzgebung haften sol-

len, st�ßt durchaus auch innerhalb des EuGH

auf Kritik. Dennoch ist es ratsam, auf Altersbe-

z�ge in Gesetzen nicht blind zu vertrauen und

sie in der arbeitsrechtlichen Gestaltung dort

zu vermeiden, wo kein Sachzwang besteht.

Aus gutem Grund hat etwa die DFS die neuen

K�ndigungsfristen im Haustarifvertrag nicht

vomAlter abh�ngig gemacht.

Entscheidungen
BAG: Vorbehaltlose Leistung von

Sonderzahlungen

DasBAGentschied in seinemUrteil vom5.8.2009–

10 AZR 483/08 – wie folgt: Verg�tungsanspr�che

aus betrieblicher �bung stehen nicht unter dem

stillschweigendenVorbehalteiner abl�sendenBe-

triebsvereinbarung.HateinArbeitgeber seinenAr-

beitnehmernmehr als zehn Jahre ohne jeden Vor-

behalt einen bestimmten Prozentsatz der jeweili-

gen Bruttomonatsverg�tung als Weihnachtsgeld

gezahlt,wirdder ausbetrieblicher�bungentstan-

dene vertragliche Anspruch auf Weihnachtsgeld

nicht f�r ein Jahr durch eine Betriebsvereinbarung

aufgehoben, die regelt, dass f�r dieses Jahr kein

Weihnachtsgeld gezahlt wird. Im Verh�ltnis eines

vertraglichen Verg�tungsanspruchs des Arbeit-

nehmers zu den Regelungen in einer Betriebsver-

einbarung gilt das G�nstigkeitsprinzip.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2251-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Vorzeitige Beendigung der Elternzeit

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

21.4.2009 – 9 AZR 391/08 – wie folgt: Lehnt der

Arbeitgeber die vorzeitige Beendigung der El-

ternzeit gem�ß § 16 Abs. 3 S. 2 BErzGG nicht

form- oder fristgerecht oder nicht aus dringen-

den betrieblichen Gr�nden ab, wird die Elternzeit

aufgrund der Gestaltungserkl�rung des Arbeit-

nehmers beendet. Eine Zustimmung des Arbeit-

gebers zur vorzeitigen Beendigung ist nicht er-

forderlich. Eine den Anforderungen des § 16

Abs. 3 S. 2 BErzGG nicht entsprechende Ableh-

nung des Arbeitgebers ist unbeachtlich.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2251-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG:Mitbestimmung bei �bernahme von

Leiharbeitnehmern

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

21.7.2009 – 1 ABR 35/08 – wie folgt: Der Be-

triebsrat im Betrieb des Entleihers kann seine

Zustimmung zur �bernahme eines Leiharbeit-

nehmers nicht mit der Begr�ndung verweigern,

die Arbeitsbedingungen des Leiharbeitnehmers

verstießen gegen das Gleichstellungsgebot von

§ 3 Abs. 1 Nr. 3, § 9 Nr. 2 A�G („equal-pay-Ge-

bot“).

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2251-3

unterwww.betriebs-berater.de

LAG N�rnberg: K�ndigung wegen

Betriebsstilllegung

DasLAGentschied in seinemUrteil vom1.9.2009–

6 Sa 109/08 – wie folgt: K�ndigt der Arbeitgeber,

der seinen einzigen Auftrag endg�ltig verloren

hat und sich nicht erneut hierum bewirbt, s�mt-

liche Arbeitsverh�ltnisse wegen Stilllegung des

Betriebes, so sind diese K�ndigungen nicht des-

wegen unwirksam, weil im Zeitpunkt ihres Aus-

spruches bereits Anzeichen f�r die Vergabe des

Auftrags an ein ehemaliges Konkurrenzunterneh-

menbestanden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2251-4

unterwww.betriebs-berater.de

LAG Berlin-Brandenburg: Benachteiligung

bei der Einstellung wegen der

Weltanschauung Marxismus-Leninismus

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

30.7.2009 – 33 Ca 5772/09 – wie folgt: Eine

unterschiedliche Behandlung einer Bewerberin

oder eines Bewerbers wegen eines absehbaren

Konflikts mit langj�hrig Besch�ftigten, der sich

an der fr�heren T�tigkeit der Bewerberin oder

des Bewerbers f�r das Ministerium f�r Staats-

sicherheit (MfS) der ehemaligen Deutschen De-

mokratischen Republik entz�ndet, ist keine (un-

erlaubte) Benachteiligung wegen der Weltan-

schauung.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2251-5

unterwww.betriebs-berater.de
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